
Die Europapolitik in der politikwissenschaftlichen Debatte
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Langeweile ist sicherlich in der europapolitischen Debatte der letzten Jahre nicht
festzustellen (vgl. u.a. Marhold 2001); entsprechend spannend, intensiv und selbst-
verständlich kontrovers verliefen die wissenschaftlichen Diskussionen. Bereits im
Vorfeld und während der Konventsarbeiten hat eine reichhaltige Diskussion mit
verschiedenen Verfassungsentwürfen zur Anreicherung von konkreten Optionen
beigetragen (vgl. u.a. Brok 2002; Cromme 2003; Duff 2002; Leinen 2002). Zu
erwarten ist nun, dass der Entwurf für einen „Vertrag über eine Verfassung für
Europa" (im Folgenden: Verfassungsvertrag) Gegenstand intensiver interdiszi-
plinärer und transnationaler Diskurse wird (AEI/IEP/TEPSA 2003; Serfaty 2003).
Forschung und Lehre - in einem europäischen Kommunikations- und Forschungs-
raum - konstruieren nicht zuletzt durch ihre Kontroversen in einer postnationalen
Deliberation (Habermas 1998) jene Grundverständnisse (Schneider 1998) und Ver-
fassungsideen (Jachtenfuchs 2002), die wesentliche Grundzüge der politischen
Kultur dieses neuen EU Systems bilden werden. So ist es eine Aufgabe der
wissenschaftlichen Welt, zur Konstruktion einer „verfassungsbasierten sozialen
Identität bei(zu)tragen" und die Inhalte des Verfassungsvertrags in das „Wörterbuch
,kollektiver (europäischer) Identität' ein(zu)tragen" (Bogdandy 2003c: 187/188,
193).

Anzumerken ist, dass ein Meilenstein der Integrationsentwicklung nur nachge-
ordnet diskutiert wurde: die Entscheidung zur Erweiterung auf 25 Mitglieder wurde
vergleichsweise unterhalb ihrer wirklichen Bedeutung behandelt (vgl. u.a. Barbe/
Johannes-Nogues 2003; Centrum Europejskie Natolin 2003; Diedrichs/Wessels
2003; Lippert 2003a, b).

Der Konvent

Von nachhaltigem Interesse waren und sind so für wissenschaftliche Diskussionen
und Forschungsprojekte die Zusammensetzung, die Aktivitäten und die Funktionen
des Konvents. Für die Forschungsagenda bieten sich eine zeitnahe Aufarbeitung der
Arbeitsweise und Entscheidungsprozesse des Konvents an, die zu einer bewerten-
den Rollenanalyse dieses Gremiums führen sollten: einzubeziehen ist dabei auch
der Konvent zu den Grundrechten (Meyer, J. 2003; Meyer/Engels 2001;
Meyer/Hartleif 2002) als ein Vorgängermodell, das insbesondere im Vergleich
wesentliche Charakteristika des Verfassungskonvents hervortreten lässt.
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Idealtypisch lassen sich für dieses innovative Verfahren drei Modelle als Orien-
tierungsrahmen skizzieren (Barnutz/Große-Hüttmann 2002; Göler 2002; Maurer
2003a; Meyer, C. 2003; Reh/Wessels 2002): Hat der Konvent letztlich trotz aller
Unterschiede in der Zusammensetzung wie eine Regierungskonferenz gearbeitet
oder ist er alternativ dem Ideal einer verfassungsgebenden Versammlung nahe
gekommen? Vielleicht liegt sein Wert aber langfristig in der Identifizierung von
Traditionsbeständen gemeinsamer Verfassungsideen und der nachhaltigen Prägung
der weiteren Leitbilddebatte in der zukünftig größeren EU. Mithilfe entsprechender
Bilanzen wird dann zu diskutieren sein, wie erfolgreich dieser Konvent im Zeit-
ablauf gewirkt hat und wie seine Arbeitsweise in Zukunft gegebenenfalls verbessert
werden kann.

Von besonderem Interesse für die Bewertung der Konventsarbeit ist die „diskurs-
theoretische Legitimation" (Peters 2001: 539) bzw. die Frage, ob die Methode des
Konvents „ein Modell deliberativer Demokratie" (Maurer 2003a) darstellt: „Da
Öffentlichkeit und Demokratie unabdingbare Voraussetzungen für die Legitimität
politischer Ordnungen sind, speist sich die Legitimität des Konvents eben nicht nur
aus der ,Zustimmungswürdigkeit' oder nationalen Akzeptierbarkeit' seines Ergeb-
nisses, sondern auch aus der demokratischen und öffentlichen Prozedur des Ver-
fahrens" (Maurer 2003a: 132); die Normen des Verfassungsvertrags erhalten damit
als ein konsensgeprägtes Ergebnis eines offenen, EU weiten Diskurses ihre Präge-
kraft für die weitere konstitutionelle Evolution (vgl. Reh/Wessels 2002: 35-39). Zu
diskutieren ist jedoch, wie die Qualität eines offenen Diskurses überhaupt an wel-
chen Kriterien gemessen werden kann. Waren Öffentlichkeit und Beteiligung der
Zivilgesellschaft (Schmuck 2003), aber auch die Freiheit und Unabhängigkeit der
Konventsmitglieder sowie die Gleichheit und Gleichwertigkeit der Argumente der-
artig ausgeprägt (Maurer 2003a: 132-138), dass der Konvent eine „ideale Kommu-
nikationsgemeinschaft" (Peters 2001: 547) bildete? Oder erlaubte das Präsidium
nur einen interessenfreien kooperativen Diskurs in denjenigen Phasen, die der
eigentlichen Beschlussfassung vorgeschaltet waren? Mit steigender Relevanz der
Entscheidungsprozesse würde dann ein Rückgang an Transparenz, an Ungebunden-
heit und Gleichrangigkeit zu konstatieren sein - so etwa im Hinblick auf die ver-
traulichen Abschlusssitzungen des Präsidiums und als Folge eines starken Außen-
einflusses durch die Regierungen als Herren über das folgende Verfahren der
Regierungskonferenz.

Nachhaltig stellt Abromeit den grundsätzlichen Ansatz in Frage: „Die Versuche
der deliberativen Demokratietheoretiker, dem Problem des europäischen Demo-
kratiedefizits zu Leibe zu rücken, lassen den Zeitgenossen doch recht ratlos zurück"
(Abromeit 2003: 38). Nicht zuletzt stellt sich die Frage, wie man Europäische
Öffentlichkeit definieren und empirisch erfassen kann (vgl. u.a. Meyer, C. 2002).

Derartige Wirkungen des Konvents müssen jedoch in einer längerfristigen
Perspektive untersucht werden: Wenn „jede soziale Identität Frucht einer öffent-
lichen Erzählung, eine soziale Konstruktion ist", dann könnte der Konvent sowie
die Diskussion um den Verfassungsvertrag zunehmend zu Einträgen in eine Art
„kollektives Wörterbuch" der Union führen (vgl. Bogdandy 2003c: 190). Aus den
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Schilderungen der Konventmitglieder und der Konventsbeobachter wird bereits
deutlich, dass der Konvent als Erlebnisgemeinschaft,Legenden' und ,Mythen' zum
Ablauf und zum ,Geist' seiner Arbeit schafft, die dann durchaus zum Teil einer EU
weiten Verfassungsidentität werden könnten.

Der Konvent stellt nicht zuletzt eine Herausforderung für alle empirisch arbei-
tenden Institutionalisten dar (Bulmer 2003: 69). Kann man dieses zur Institution
verfestigte Verfahren, das sich selbst zur dauerhaften Einrichtung für Vertrags-
reformen installieren möchte (Art. IV-7 des VerfassungsVertrags), mit Hilfe eines
„simple Model of institutional Engineering" (Olsen 2003: 48) erklären? Olsen sieht
bei den Reformbemühungen europäischer Institutionen keinen Prozess, bei dem
rationale Akteure aufgrund eines gemeinsamen Satzes an festen Präferenzen klare
Ziele vorgeben und den besten Weg zur Verwirklichung festlegen können (Ebenda:
49-56). Die Akteure sind so - wie bereits bei früheren Regierungskonferenzen -
keine „Marionetten, die von strukturell oder funktionalen Zwängen gesteuert wer-
den" (Jachtenfuchs 2002: 262). Erwartet werden stattdessen eine geteilte Unsicher-
heit über die Wirkungen der beabsichtigen Reformen, die zu einer risikominimie-
renden, Status quo orientierten und kurzfristig angelegten Kostennutzenanalyse
führt (vgl. u.a. Peterson/Bomberg 2000: 39). Eine kritische Analyse untersucht die
Präferenzen der Konventsmitglieder mit Hilfe von Ansätzen der politischen Öko-
nomie. Die nun zu überprüfende Erwartung dieser Analyse lautet: „Der Europä-
ische Verfassungskonvent wird ... als ,Bühnenzauber' in die Geschichte eingehen"
(Vaubel 2002: 640).

Für die Untersuchungen zum Konvent können Arbeiten zu bisherigen Regie-
rungskonferenzen (vgl. Bräuninger et al. 2001; Christiansen/Falkner/ Jorgensen
2002; Laursen 2002; Stubb 2002; Thurner/Stoiber 2002) einen hilfreichen
Vergleichsrahmen anbieten: War der Konvent wirklich in Hinblick auf das politi-
sche Umfeld, den Prozess und den Verhandlungsstil (vgl. zu Erfahrungen mit den
letzten Regierungskonferenzen Stubb 2002: 161-163) eine innovative Methode mit
besseren Ergebnissen und woran und wie kann man einen Erfolg nachweisbar und
plausibel messen?

Für eine vertiefende Analyse der Interaktionen innerhalb des Konvents können
wir auch die Untersuchungsansätze von Thurner/Stoiber (2002) zu Netzwerken und
Koordinationsstrukturen bei Regierungskonferenzen heranziehen.

Der Verfassungsvertrag: Grundfragen

Im Hinblick auf die Interpretation und Analyse des Verfassungsvertrags bietet die
wissenschaftliche Debatte bereits vor Verabschiedung des Konventsdokuments eine
Reihe von hilfreichen Erklärungsansätzen und anregenden Bewertungskriterien.

Wer eine umfassende und tief greifende Bewertung zentraler Charakteristika des
Verfassungsvertrags sucht, sollte zu dem Sammelband von Weiler, Begg und
Peterson (2003), zu der Zusammenstellung von Bogdandy (2003b) sowie zu den
Habilitationsschriften von Peters (2001) und von Jachtenfuchs (2002) greifen.
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Zu den Leitbegriffen dieser Diskussion gehören zunehmend Begriffe wie
„Verfassungsgebung bzw. -werdung" und „Konstitutionalisierung" (Bogdandy
2003a; Höbe 2003; Maduro 2003; Möllers 2003; Müller-Graff 2002; Pernice
2001a; Shaw 2003; Weiler 2003; Wiener 2003). Bereits mit der Etikettierung seines
Entwurfs als „Verfassungsvertrag" hat der Konvent diese Kategorien aus weitge-
hend akademischen Überlegungen zum Politikum erhoben.

Müssen wir dieses Dokument nur als einen völkerrechtlichen Vertrag oder doch
als eine staatsrechtliche Verfassung verstehen oder zeichnet es sich durch seine
„Doppelnatur" aus (Peters 2001: 234ff.)? Zu einer Beantwortung setzt der ameri-
kanische Rechtsphilosoph und Integrationsspezialist Weiler zwei Maßstäbe für eine
„true constitution": Ein erster Test thematisiert die Regeln zur Veränderung des
Dokuments: „unanimity embodying the principle of sovereign equality and consent
is typically a hallmark of internationalism, not constitutionalism" (Weiler 2003:
19). Ein zweites Kriterium für eine echte Verfassung zielt auf die Beteiligung der
Unionsbürger: „Almost any Europe-wide plebiscite ... which calls on the peoples of
Europe, as such, to approve the new constitution would be of huge legal and poli-
tical significance" (Ebenda: 19, Heraushebung durch Weiler). Diese Argumentation
für eine zusätzliche Gewinnung von Legitimität spielt nicht zuletzt in der politi-
schen Diskussion um einen Volksentscheid über den Verfassungsvertrag - auch in
Deutschland - eine bedeutsame Rolle.

Im Hinblick auf die historische Entwicklung der EU gilt es, für den Verfassungs-
vertrag die These von der „Konstitution durch Evolution" zu diskutieren: Ist die
Entstehung dieser Verfassung nicht mehr „ein komplexer kumulativer Prozess, der
auf einer Vielzahl rechtlicher Schritte beruht", sondern vielleicht nun doch ein „ein-
maliger Akt" (vgl. Peters 2001: 375)? Zu testen ist, ob zentrale Charakteristika des
VerfassungsVertrags die bisherige „nicht revolutionäre, evolutionäre Theorie der
Verfassungsgebung oder besser noch der Verfassungs werdung" (Peters 2001: 375;
vgl. Höbe 2003: 9) in Frage stellen. Noch interessanter ist zu prüfen, ob wir den
Verfassungsvertrag als „ein weiter(es) Stückwerk oder eine große Kodifikation"
(Peters 2001: 485) einstufen sollten. Einige Passage werden eher als erneutes
,Basteln' am Stückwerk zu werten sein - so der Teil zur Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik (Wessels 2003b).

Von besonderer Relevanz für eine Analyse des Verfassungsvertrags ist es des-
halb, dass die Dynamik der europäischen Verfassung betont wird, „Offenheit und
Veränderlichkeit der europäischen Verfassung resultieren zum Teil daraus, dass sie
einen dynamischen Prozess .... verfasst. In der europäischen Dynamik drückt sich
kein Steuerungsdefizit, sondern eine spezifische Steuerungstechnik aus" (Peters
2001: 92, vgl. 75; Höbe 2003). Häufige Verfassungsänderungen können aber zur
Schwächung der normativen Kraft des Textes führen. Die Entstehung und Entwick-
lung eines „Verfassungspatriotismus" (vgl. Bogdandy 2003c: 163), wie der Kon-
vent ihn durch Festlegung von Symbolen wie Hymne, Flagge, Wahlspruch und
Feiertag (Art. IV-1 des Verfassungsvertrags) zu schöpfen sucht, könnten durch häu-
fige Neuformulierungen verhindert bzw. geschwächt werden (zur Diskussion Peters
2001: 75).
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Zentral in der Debatte wird die Bewertung des Vertrags anhand normativer Vor-
gaben sein - so etwa im Hinblick auf die dreifache Herausforderung von „Demo-
kratie-, Öffentlichkeits- und Identitätsdefizite(n) in der EU" (Trenz et al. 2003: 9).

Eine Grundfrage wird sich dabei im Hinblick auf Umfang und Art der Legiti-
mität des Verfassungsvertrags stellen: Diese Diskussion wird anhand mehrerer und
unterschiedlicher Kriterien geführt (vgl. zu einer Übersicht Peters 2001: 499).
Nimmt man die gängige Unterscheidung von input- und output-orientierter Legiti-
mität (Scharpf 2003: 33), so sind nach der Vorlage des Textes zunächst nur auf ver-
gangenen Erfahrungen basierende Spekulationen möglich: Angebote für mehr
Beteiligung - so die Partizipation nationaler Parlamente durch das Frühwarnsystem
(Protokoll über die Rolle der nationalen Parlamente in der Europäischen Union) -
sind auf ihre realen Auswirkungen in der Alltagspraxis zu prüfen (vgl. zur Rolle
nationaler Parlamente Hansen/Scholl 2002; Maurer 2002; Stuart/Knowles/
Pottebohm 2003); ob die Output-Leistung erhöht werden kann, ist ebenfalls nicht
einfach aus den veränderten Strukturen und Verfahren des Verfassungsvertrags
abzuleiten. Dieselben Schwierigkeiten stellen sich für den Vorschlag, Legitimität an
einer „Bewährung" zu messen: „Leistungen für das Wohlergehen der einzelnen
Bürger ... können und müssen zwar ex ante (unter Beachtung der Bewährung von
Vergleichsfällen) prognostiziert, können aber realiter erst ex post festgestellt und
bewertet (werden), wobei .... sich die Bedürfnisse als auch die Mittel zu deren
Befriedigung mit der Zeit verändern" (Peters 2001: 774). Ein derartiges Kriterium
bietet wenig konstruktive Ansatzpunkte für einen jetzt notwendigen Legitimitätstest
des Verfassungsvertrags.

Eine ähnliche Viel- und Mehrdeutigkeit an Maßstäben herrscht bei der Dis-
kussion um ein angemessenes Demokratiemodell (vgl. zu einer Auflistung Peters
2001: 631) und den Beitrag, den der Verfassungsvertrag zu dessen Verwirklichung
leisten könnte. Nutzbar gemacht werden kann für eine derartige Bewertung des
Konventsdokuments die Gegenüberstellung zweier Demokratiemodelle: „das pro-
zeduralistische Modell verlässt sich auf die Selbstorganisation einer europäischen
Zivilgesellschaft. Nicht die vorpolitische Identität des Demos (entsprechend dem
substantialistischen Modell) sondern vielmehr der konstitutionelle Akt und die dar-
aus erwachsende staatsbürgerliche Praxis fördern die schleichende, jedoch unaus-
weichliche Demokratisierung der Europäischen Union" (Trenz et al. 2003: 12).
Nach diesen Kategorien bedeutet der Verfassungsvertrag „die Umwandlung des
prozeduralistischen Modells in ein experimentelles Design" (Ebenda: 15; vgl. gene-
rell Bogdandy 2003c).

Gewarnt wird vor dem Fehlschluss (Wessels 2003a), ein utopisches Soll bzw.
einen Standard für eine Messung an demokratischem Defizit zu formulieren, der
bereits der gelebten Verfassungspraxis auf nationaler Ebene nicht entspricht und
den Veränderungen durch Globalisierung und den Entwicklungen zum Verhand-
lungsstaat nicht gerecht wird (vgl. Peters 2001: 631 ff.; Trenz et al. 2003: 14).

Nachhaltig warnt Moravscik vor einem einfachen Transfer üblicher Kriterien
demokratischen Regierens; er konstatiert überhaupt kein Demokratiedefizit: Die
EU ist nicht zentral an traditionellen staatlichen Ausgabenfeldern beteiligt
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(Moravscik 2003: 84). Auch die Entscheidungsprozesse in der EU selbst sind durch
einen hohen Grad an Mitwirkung und Transparenz geprägt (Ebenda: 84-86). Zu
garantieren ist jedoch letztlich auch im Verfassungsvertrag die Letztentscheidung in
den Händen nationaler Regierungen: „the most fundamental source of the EU's
legitimacy lies in the democratic accountability of national governments"
(Moravscik 2003: 93). Im Hinblick auf diesen Maßstab wird wohl auch der Ver-
fassungsvertrag in einer Akzeptanzzone bleiben. In ähnlichem Sinne konstatiert
Abromeit: „Das europäische Demokratiedefizit (ist) nicht zuletzt ein Theorie-
defizit" (Abromeit 2003: 51).

Zur Diskussion um den demokratischen Charakter der EU trägt auch die Über-
tragung von vergleichenden Ansätzen bei; nach einem entsprechenden Vergleich
hält Kaiser den Nutzen des immer wieder eingebrachten Begriffs der Konsens-
demokratie (vgl. Lijphardt 1999) oder des ,consociationalism' für wenig weiter-
führend (Kaiser 2002: 454).

Zu den Grundfragen um den Verfassungsvertrag gehört ebenfalls die Wechsel-
beziehung zwischen Identität und Verfassung: Wird eine Verfassung als „Ausdruck
und Gedächtnis" von Identität verstanden, dann ist zu prüfen, ob „eine europäische
Verfassungsgebung ... die Freilegung bestehender substantieller Gemeinsamkeiten
der Europäer" dokumentiert bzw. erreicht (Bogdandy 2003c: 176). Richtet man da-
gegen „Gemeinwesen nicht auf Identitäten, sondern auf langfristige Eigeninteressen
der Bürger (aus)" dann „(ist) eine gemeinsame Identität der Unionsbürger keine
Voraussetzung für Herrschaft und Verfassung, sofern nur die Verfahren der Willens-
bildung und -Umsetzung entsprechend ausgestaltet sind" (Bogdandy 2003a: 180).

Anzumerken ist, dass in vielen Beiträgen zur Legitimation und Demokratie
Belege zu den Grundorientierungen der Bürger fehlen. Angesichts der immer wie-
der zitierten europapolitischen Skepsis der Bevölkerung legt Niedermayer überra-
schende Zahlen für die Unterstützung einer EU Verfassung (Niedermayer 2003a:
141; vgl. Niedermayer 2003b) und der EU Institutionen vor: „das Vertrauen der
Europäerinnen und Europäer in die zentralen politischen Institutionen (der EU) ...
(hat) deutlich zugenommen" und liegt häufig über den entsprechenden Werten zu
nationalen Institutionen wie z.B. denen für die Bundesregierung (Niedermayer
2003a: 145).

Bei der Untersuchung zu den Wirkungen des Verfassungsvertrags wird zudem
die Gestaltung der institutionellen Architektur zu diskutieren sein. Nicht auszuge-
hen ist von der Umsetzung eines grandiosen Bauplans: „There is typically no sin-
gle design or designer, but rather a process involving several competing designers"
(Olsen 2003: 57).

Damit gewinnt die Rolle von „Verfassungsideen beim Wandel der europäischen
Verfassung" (Jachtenfuchs 2002: 18) zunehmend an Bedeutung und Aufmerksam-
keit: „die Kenntnis einschlägiger Ideensysteme und ihrer Wirkungen ist ... unab-
dingbar für das Verständnis der Bildung und Veränderung politischer Institutionen"
(Jachtenfuchs 2002: 15). Erklärt werden eine „hohe zeitliche Stabilität und die län-
derspezifische und weltanschauliche Prägung durch die Verankerung der jeweiligen
Verfassungsidee in nationalen und weltanschaulichen Kontexten" (Jachtenfuchs
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2002: 21). Zurecht stellt Jachtenfuchs eine spannende Frage: „Trotz teilweise mas-
siver Unterschiede in den verfassungspolitischen Konzeptionen und scharfer Kon-
flikte kommt es immer wieder zu Einigungen und damit zu inkrementalistischen
Weiterentwicklungen eines europäischen Verfassungsmodells, das sich von dem der
Mitgliedstaaten teilweise massiv unterscheidet" (Jachtenfuchs 2002: 264). Zu
diskutieren wird dann sein, ob die traditionellen Unterschiede zwischen suprana-
tionalen/föderalen und intergouvernementalen Präferenzen (vgl. u.a. Scholl 2003:
215) nicht bereits in der Synthese einer „gemischten Regierung" aufgehen oder
zumindest dorthin entwickelt werden sollten (Quermonne 2002: 28-30).

Der Verfassungsvertrag wird die Debatte um eine angemessene Charakterisie-
rung des EU-Systems erneut anstoßen: Eine Position aus der Sicht der Europa-
rechtswissenschaft sieht den „Gedanke(n) eines zielbezogenen transnationalen
Gemeinwesens mit föderativartiger Gliederung (verfestigt)" (Müller-Graff 2003:
127). Diese Aus Schilderung bildet aber keine einfache Kurzformel für öffentliche
Diskussionen. Bestätigt sehen könnte sich eine „Integrationstheorie" des
„Konstitutionalismus", die das EU System als „Verfassungsverbund" (Peters 2001:
764) versteht. „Sie steht quer zu Föderalismus, Funktionalismus und Intergouverne-
mentalismus" (Ebenda) bzw. kombiniert jeweils brauchbare Elemente.

Schlüsselfragen des Verfassungsvertrags

Während der Diskussion im Konvent und in den ersten Reaktionen zeichnen sich
weitere Kontroversen um zentrale Bausteine des Verfassungsvertrags ab. Dazu sind
zu zählen:
- das System der Zuständigkeitsverteilung (u.a. Magiera 2002; Pernice 2001b;

Tosato 2003), zu dieser Fragestellung gehören auch die „Perspektiven einer
zukünftigen Finanzverfassung" (Heinemann 2003; Majocchi 2003) sowie das
Subsidiaritätsprinzip und die Rolle der Regionen (Hrbek 2003);

- die institutionelle Architektur in ihrer Gesamtkonfiguration (Quermonne 2002;
Jopp/Matl 2003), aber auch in einzelnen Kernelementen wie intra- und interin-
stitutionelle Spannungsfelder, in die der Präsident des Europäischen Rats, der
Kommissionspräsident (vgl. u.a. Franck 2002: 14-22; Scholl 2003: 205-209) und
der Außenminister der Union angesiedelt werden (Regelsberger 2003; Scholl
2003: 215; Wessels 2003b); auch die Arbeit des Europäschen Rats und des Rats
werden Gegenstand weitere Erörterungen sein (Maurer 2003b);

- die Formen des Regierens (modes of governance) für einzelne Politikfelder - so
der GASP und der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Jopp
2003; Mittag 2003), der Innen- und Justizpolitik (Monar 2003) sowie den
Grundfragen der politischen Ökonomie der Verfassung (vgl. u.a. Collignon
2003);

- neue Verfahren wie die Variationen von Flexibilität, v.a. die „verstärkte", die
„strukturierte" und die „engere Zusammenarbeit";

- die Entwicklung der im Verfassungsvertrag ebenfalls erwähnten Parteien auf EU
Ebene (Leinen/Schönlau 2003);
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- die Rechtsinstrumente und ihre Hierarchie (Bogdandy/Bast/Arndt 2002).
Derartige Analysen und Bewertungen werden auch selbst zu Pfeilern einer weiteren
Evolution des EU-Systems, da sie für die politische Debatte Begriffe prägen und
Grundverständnisse eines „shared reform vocabulary" (Olsen 2003: 61) werden.
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